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„Die einzelnen Listen
müssten sich zusammentun“

Innsbruck – Der Name des
ehemaligen SPÖ-Landesrates
Hans Lindenberger taucht in
letzter Zeit häufiger auf. Of-
fiziell beim Einweihen der
Unterinntaltrasse, inoffiziell
als möglicher Kandidat für
eine neue bürgerliche Liste.
Lindenberger ist aus der SPÖ
ausgetreten. 2008 ist er nach
einem Zerwürfnis mit Ex-SP-
Chef Gschwentner aus der
Politik ausgeschieden.

Herr Lindenberger, haben
Sie Ambitionen, wieder in
die Politik zu gehen?

Hans Lindenberger: Nein,
eine klassische parteipoliti-
sche Vereinnahmung ist für
mich nicht mehr vorstellbar.
Ich war als Projektmanager
von Bahnprojekten und da-
mit als Sachpolitiker tätig. Bei
meiner parteipolitischen Tä-
tigkeit musste ich erkennen,
dass plötzlich 2 plus 2 nicht
mehr 4 ist.

Ex-VP-Landesrätin Anna
Hosp wird nachgesagt, ei-
ne neue bürgerliche Liste
gründen zu wollen. Hat es
aus dieser Richtung Anfra-
gen gegeben?

Lindenberger: Ich bin immer
wieder aus verschiedenen
politischen Kreisen, mit Aus-
nahme der SPÖ, angefragt
worden.

Sie werden als Kandidat in
Verbindung mit dieser neu-
en Liste genannt.

Lindenberger: Für Sachpo-
litik bin ich zu haben und
stehe daher derzeit beratend
zur Verfügung. Man muss die
historisch gewachsenen par-
teipolitischen Systemblocka-
den selbst erlebt haben, um
Ratschläge für Verbesserun-
gen geben zu können.

Sie sind aus der SPÖ ausge-
treten. Warum?

Lindenberger: Ich wollte par-
teifrei sein und will meine
Meinung wiedergeben. Ich
bin zuversichtlich, dass der
Trend in Richtung Sachpoli-
tik geht. Die Leute haben vom
Parteihickhack genug. Wir ha-
ben auch einen Weinskandal
gebraucht, um die Qualität
steigern.

Offenbar rechnen viele mit
einem enormen Protest-
wählerpotenzial. Bei den
Landtagswahlen treten so
viele Listen an wie noch nie.

Lindenberger: Ich würde
es vernünftig finden, dass
man ein gemeinsames Paket
schnürt, die Schnittmenge

der gemeinsamen Ideen bil-
det. Ein Zusammenführen
von einzelnen Gruppierun-
gen wäre sinnvoll, sonst wird
nur die Opposition in viele
kleine Gruppen zersplittert.

Wer könnte dieses Paket
schnüren? Sehen Sie Ge-
meinsamkeiten zwischen
Liste Fritz, einer neuen bür-
gerlichen Liste, wenn die

denn kommt, Team Stro-
nach und kleinen Splitter-
gruppen?

Lindenberger: Ich möchte
keine Parteien nennen. Eine
starke Plattform könnte ne-
ben der ÖVP in der Regierung
mehr sein als ein Ministrant.

Offensichtlich tut sich ei-
ne neue bürgerliche Liste
schwer, einen Spitzenkan-

didaten zu finden. Es gibt
zwar treibende Kräfte im
Hintergrund, aber geoutet
hat man sich noch nicht.

Lindenberger: Inhalte, die
von einer starken Plattform
transportiert werden wür-
den, reichen. Die Summe der
Ideen zählt, da ist der Spitzen-
kandidat nicht das Allerwich-
tigste. Es könnte auch eine
Chance für die Jugend sein,
die kommt in den etablierten
Parteien ohnehin zu kurz.

Mit dem Spitzenkandi-
daten steht und fällt der
Wahlerfolg, lautet die Ge-
gentheorie. Wie viel wür-
den Sie denn einer solchen
Plattform zutrauen?

Lindenberger: Zuerst muss
gewählt werden. Dann sieht
man, was sich ausgeht. Man
muss neue Formen anden-
ken. Es müssen nicht immer
nur zwei Regierungspartner
sein. Früher ist das Land auch
nicht im Sumpf untergegan-
gen, als es noch ein Proporz-
system und damit vier Partei-
en in der Regierung gab.

Innsbrucks Bürgermeiste-
rin Oppitz-Plörer wird auch
nachgesagt, neben Anna
Hosp, eine der treibenden
Kräfte bei der Bildung der
neuen Liste zu sein.

Lindenberger: Die Bürger-
meisterin ist für mich eine
hervorragende Sachpolitike-
rin. Sie hat mit ihrer Koaliti-
onsansage gepunktet.

Was sagen Sie zum Zustand
der SPÖ?

Lindenberger: Dazu sage ich
gar nichts.

Das Gespräch führte
Anita Heubacher

Ex-SPÖ-Landesrat Lindenberger wird als Kandidat für eine neue Liste
rund um Ex-VP-Landesrätin Hosp genannt. Er berate nur, meint er.

Hans Lindenberger, hier bei der Eröffnung der Unterinntaltrasse, ist derzeit
beratend in der Politik tätig. Als Kandidat sieht er sich nicht. Foto: Böhm

Nach seiner „Justizputsch“-Aussage untersucht die Tiroler Anwaltskammer
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen Bernd Oberhofer. Foto: Böhm

Anwaltskammer
prüft Verfahren
gegen Oberhofer
Von Peter Nindler

Innsbruck – Agraranwalt
Bernd Oberhofer sorgt wie-
der einmal für helle Aufre-
gung. Der Universitätsdo-
zent und Beirat der Plattform
Agrar/Agrar West kritisiert
nämlich in einer Expertise,
dass ein richtungsweisen-
des Erkenntnis des Verfas-
sungsgerichtshofs zu den
Agrargemeinschaften ein
Justizputsch eines Verfas-
sungsrichters gewesen sei.
Die Politik wie SPÖ-Klubchef
Hans-Peter Bock, LA Georg
Willi (Grüne), LA Andreas
Brugger (Liste Fritz) und FP-
Chef Gerald Hauser verur-
teilt diese Aussagen auf das
Schärfste und fordert ein Ein-
schreiten der Richterschaft
und der Rechtsanwaltskam-
mer. Letztere wird sich jetzt
mit dem Fall befassen: Wie
der Präsident des Diszipli-
narrats der Tiroler Rechtsan-
waltskammer Andreas König
gegenüber der TT erklärte,
„wird der Kammeranwalt
die Einleitung eines Diszip-
linarverfahrens gegen Bernd
Oberhofer prüfen“.

Er könne bis zu einem ge-
wissen Grad nachvollziehen,
wenn der Agrarieranwalt
nach zig verlorenen Prozes-
sen die Nerven wegschmei-
ße, betont Hans-Peter Bock:
„Aber so eine Entgleisung ist
unentschuldbar. Das darf ei-
nem Universitätslehrer und

Rechtsanwalt einfach nicht
passieren.“

In dieselbe Kerbe schlägt
Georg Willi: „Bei allem Re-
spekt vor der freien Mei-
nungsäußerung: Wenn ein
Universitätsdozent und
Rechtsanwalt höchstrichter-
liche Entscheidungen der-
art hinuntermacht, unter-
gräbt er das Vertrauen in den
Rechtsstaat. Und das muss
Konsequenzen haben.“

Nur noch den Kopf schüt-
teln kann Andreas Brug-
ger. „Oberhofer hat schon
zum wiederholten Mal die
Höchstgerichte kritisiert.
Mich wundert nichts mehr.“
Für Gerald Hauser steht
fest: „Wer wie Rechtsanwalt
Universitätsdozent Bernd
Oberhofer Verfassungsge-
richtshoferkenntnisse nicht
akzeptiert, stellt sich jenseits
des Verfassungsbogens.“

Eine Klarstellung verlangen
Bock und Willi („Es reicht“)
auch von der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der
Universität Innsbruck, an
der Oberhofer immer wieder
Lehraufträge hat. Aufgrund
der „ungeheuerlichen Grenz-
überschreitung“, wie Bock es
formuliert, solle Oberhofer
nicht mehr mit Lehraufträ-
gen bedacht werden. „Herr
Universitätsdozent Bernd
Oberhofer hat derzeit kein
Arbeitsverhältnis mit der
Universität Innsbruck“, heißt
es dazu von der Universität.

Innsbruck – Fünf Wochen vor
der Volksbefragung hat die
Tiroler ÖVP die Wehrpflicht
gestern zum Thema im Ti-
roler Landtag gemacht. Die
„Frontlinien“ – das zeigte die
gestrige Debatte – verlaufen
einerseits zwischen den Par-
teien, zum anderen auch in-
nerhalb der Fraktionen. Die
Grünen und die Tiroler SPÖ
sprechen sich für ein Berufs-
heer aus, ÖVP und FPÖ sowie
der Bürgerklub von Fritz Gur-
giser sind für die Beibehal-
tung der allgemeinen Wehr-

pflicht. Die Liste Fritz vertritt
unterschiedliche Positionen.

Konzeptlosigkeit attestier-
te etwa die neue Klubche-
fin der Liste Fritz, LA Andrea
Haselwanter-Schneider, der
Bundesregierung. Sie will die
Debatte nicht nur auf den Ka-
tastrophenschutz reduzieren
und glaubt, dass dieser auch
durch ein Berufsheer gewähr-
leistet ist. Gebi Mair (Grüne)
ist ebenfalls überzeugt, dass
durch ein Berufsheer ein ef-
fektiver Katastrophenschutz
möglich ist. Schließlich sei-

en lediglich fünf Prozent aller
Rekruten jemals im Katastro-
pheneinsatz gewesen.

Die ÖVP führte einmal mehr
den Katastrophenschutz ins
Treffen, außerdem ist für LH
Günther Platter ein Berufsheer
zu teuer. Wegen der Gebur-
tenrückgänge sind für Klaus
Gasteiger (SP) das Freiwilli-
genheer und der Zivildienst
in dieser Form nicht mehr zu
halten. Für Toni Frisch (FP)
ist die Wehrpflicht aus sicher-
heitspolitischen Gründen ein-
fach unverzichtbar. (pn)

Habt Acht im Landtag

Innsbruck – 72 Kandida-
ten, davon 49 neue, hat die
ÖVP für die Landtagswahl
2013 in Stellung gebracht.
Mit unterschiedlichen
Chancen auf Erfolg, ver-
steht sich. Dennoch sind
VP-Parteichef Günther Plat-
ter und sein Parteimanager
Martin Malaun überzeugt,
„dass mehr Frauen als jetzt
im Landtag sitzen werden“.
Die von der Parteizentra-
le verordnete Erneuerung
ist aus Sicht Platters „ge-
glückt“. Der Parteichef hat
noch Plätze auf der Landes-
liste zu vergeben. Bei der
Wahl 2008 waren es vier.
Damals fuhr die ÖVP unter
Herwig van Staa ein Minus
von 9,4 Prozentpunkten ein
und kam auf 40,5 Prozent.
Das waren 16 Mandate.

Als Wahlziel nannte Plat-
ter gestern bei einer Pres-
sekonferenz in der Partei-
zentrale, „die Mandate zu
halten“. Es könne schließ-
lich sein, dass zehn Listen
bei der Landtagswahl kandi-
dieren, meinte er. Bei einer
solchen Ausgangslage heißt
das nicht, dass die ÖVP wie-
der 40 Prozent haben muss,

um die Mandatszahl zu hal-
ten. Das würde sich auf-
grund der Wahlarithmetik
auch mit weniger Prozent
ausgehen.

Neben der Erneuerung
auf den Bezirkslisten und
auf Landesebene will Plat-
ter seine Partei auch inhalt-
lich neu positionieren. „Die
Menschen haben angesichts
der Skandale die Nase voll
und wünschen sich eine Er-
neuerung“, meinte er.

Wie berichtet, wurde in
Innsbruck, Innsbruck-Land
und Kufstein Kritik an der
Erstellung der Bezirkslisten
laut. Nach der Nominierung
von Landtagspräsident Her-
wig van Staa als Spitzenkan-

didat in Innsbruck brodelte
es in den Reihen der Partei.
„Das hat die Stadtpartei be-
schlossen und ist deshalb
zu akzeptieren“, so Platter.

Dass weder Wirtschafts-
landesrätin Zoller-Frischauf
noch Gesundheitslandesrat
Bernhard Tilg in ihren Be-
zirken als Spitzenkandidat
ins Rennen gehen, sei „im
Einvernehmen über die
Bühne gegangen“. Für Un-
mut sorgte auch, dass zwei
Kandidaten aus Hall die
Bezirksliste anführen, aber
Telfs, Kufstein und Wörgl
nicht vertreten seien. „Es
kann nicht jede Stadt einen
Kandidaten haben“, erklär-
te der Parteichef. (aheu)

Platter: „Es kann nicht jede
Stadt einen Kandidaten haben“

Parteichef Günther Platter (Mitte) inmitten von insgesamt 49 neuen
Kandidaten, die um ein Landtagsmandat rittern. Foto: ÖVP

Josef
Hervorheben


